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1. Setzt sich Ihre Partei für eine dauerhaft gesicherte vollständige Schulgeldfreiheit 
in der podologischen Ausbildung ein? 

 
Ja. Grundsätzlich wollen wir, dass jede Ausbildung vollqualifizierend und gebührenfrei sein 
soll. Bei schulischen Ausbildungen soll generell das Schulgeld entfalten und Azubis sollen 
statt einer reinen Mindestausbildungsvergütung die tariflichen Mindeststandards einer Bra-
che erhalten.  
 

2. Befürwortet Ihre Partei die Weiterentwicklung der Podologie durch akademische 
Qualifikationsangebote? 

 
Ja. Wir befürworten akademische Qualifikationsangebote, das wertet auf und erweitert die 
Fähigkeiten und Kenntnisse der Podolog*innen. Wichtig ist uns, dass akademische Qualifika-
tionsangebote nicht zum Ausschluss von Menschen ohne Hochschulberechtigung sowie zu 
keinem sozialen Ausschluss (z.B. durch fehlende finanzielle Mittel) führen dürfen.  
 

3. Unterstützt Ihre Partei eine beschleunigte und transparente Anerkennung auslän-
discher Berufsabschlüsse? 

 
Ja. Als Linke fordern wir grundsätzlich eine schnellere und unbürokratische Anerkennung 
von ausländischen Berufsqualifikationen und Abschlüssen. Hierbei braucht es ein 
vereinfachtes Anerkennungssystem und schnellere Bearbeitungen von Anträgen zur 
Arbeitserlaubnis. Insgesamt müssen auch die Visa-Verfahren deutlich schneller werden. 
 

4. Steht Ihre Partei einem perspektivischen Ausbau des Direktzugangs zur Podologie 
bei definierten Indikationen offen gegenüber? 

 
Ja. Der Linken RLP ist es wichtig, da es den Beruf stärkt, Zugänge zur Gesundheitsversor-
gung erleichtert und Barrieren abbaut.   
 

5. Befürwortet Ihre Partei die Einrichtung einer Podologenkammer zur Stärkung der 
beruflichen Selbstverwaltung? 

 
Die Frage können wir nicht mit einem eindeutigen „Ja“ oder „Nein“ beantworten. Ob eine Po-
dologie- oder allgemeiner eine Therapeutenkammer sinnvoll ist, sollten die betroffenen Be-
rufsgruppen selbst entscheiden und es kommt ebenso auf die konkrete Ausgestaltung an. 
Wir wollen hier also zunächst mit Ihnen in Austausch kommen. Denn gerade im Bereich 
Pflege sehen wir, dass das Land Rheinland-Pfalz eine sehr unzureichende und flächende-
ckend eher abgelehnte Form der Verkammerung umgesetzt hat, und auch in anderen Bun-
desländern stießen die Pflegekammern auf Ablehnung. 
Wichtig ist uns hier also das Mitspracherecht und der tatsächliche Nutzen hinsichtlich einer 
Verkammerung. Das Ziel der Stärkung der beruflichen Selbstverwaltung finden wir richtig 
und gut.  
 

6. Unterstützt Ihre Partei die Erweiterung der Verordnungsfähigkeit podologischer 
Leistungen, insbesondere bei chronisch-entzündlichen und dermatologischen Er-
krankungen? 

 
Ja. Auch das sehen wir als wichtigen Schritt der Stärkung des Berufs sowie für eine bessere 
Zugänglichkeit für Patient*innen. 


